BGBI. IIT - Ausgegeben am 23. Oktober 2008 - Nr. 155 1 von 44

(Ubersetzung)

Ubereinkommen iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen

Priaambel

Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkommens -

a) unter Hinweis auf die in der Charta der Vereinten Nationen verkiindeten Grundsétze, denen
zufolge die Anerkennung der Wiirde und des Wertes, die allen Mitgliedern der menschlichen
Gesellschaft innewohnen, sowie ihrer gleichen und unverduBerlichen Rechte die Grundlage von

Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der Welt bildet,

b) in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der Allgemeinen Erklirung der
Menschenrechte und in den Internationalen Menschenrechtspakten verkiindet haben und
iibereingekommen sind, dass jeder Mensch ohne Unterschied Anspruch auf alle darin

aufgefiihrten Rechte und Freiheiten hat,

c¢) bekrdftigend, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten allgemein giiltig und unteilbar
sind, einander bedingen und miteinander verkniipft sind und dass Menschen mit Behinderungen

der volle Genuss dieser Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung garantiert werden muss,

d) unter Hinweis auf den Internationalen Pakt iiber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte,
den Internationalen Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte, das Internationale
Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, das Ubereinkommen
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, das Ubereinkommen gegen Folter und
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, das
Ubereinkommen {iber die Rechte des Kindes und das Internationale Ubereinkommen zum Schutz

der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehorigen,
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e) in der Erkenntnis, dass das Verstindnis von Behinderung sich stindig weiterentwickelt und
dass Behinderung aus der Wechselwirkung zwischen Menschen mit Beeintrdchtigungen und
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren entsteht, die sie an der vollen, wirksamen und

gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern,

f) in der Erkenntnis, dass die in dem Weltaktionsprogramm fiir Behinderte und den
Rahmenbestimmungen fiir die Herstellung der Chancengleichheit fiir Behinderte enthaltenen
Grundsitze und Leitlinien einen wichtigen Einfluss auf die Forderung, Ausarbeitung und
Bewertung von politischen Konzepten, Pldnen, Programmen und MaBnahmen auf
einzelstaatlicher, regionaler und internationaler Ebene zur Verbesserung der Chancengleichheit

fiir Menschen mit Behinderungen haben,

g) nachdriicklich darauf hinweisend, wie wichtig es ist, die Behinderungsthematik zu einem

festen Bestandteil der einschldgigen Strategien der nachhaltigen Entwicklung zu machen,

h) ebenso in der Erkenntnis, dass jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung eine

Verletzung der Wiirde und des Wertes darstellt, die jedem Menschen innewohnen,

i) ferner in der Erkenntnis der Vielfalt der Menschen mit Behinderungen,

j) in Anerkennung der Notwendigkeit, die Menschenrechte aller Menschen mit Behinderungen,

einschlieBlich derjenigen, die intensivere Unterstiitzung benétigen, zu fordern und zu schiitzen,

k) besorgt dariiber, dass sich Menschen mit Behinderungen trotz dieser verschiedenen
Dokumente und Verpflichtungen in allen Teilen der Welt nach wie vor Hindernissen fiir ihre
Teilhabe als gleichberechtigte Mitglieder der Gesellschaft sowie Verletzungen ihrer

Menschenrechte gegeniibersehen,

[) in Anerkennung der Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit fiir die Verbesserung der
Lebensbedingungen der Menschen mit Behinderungen in allen Léndern, insbesondere den

Entwicklungsldandern,
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m) in Anerkennung des wertvollen Beitrags, den Menschen mit Behinderungen zum allgemeinen
Wohl und zur Vielfalt ihrer Gemeinschaften leisten und leisten konnen, und in der Erkenntnis,
dass die Forderung des vollen Genusses der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch
Menschen mit Behinderungen sowie ihrer uneingeschrankten Teilhabe ihr Zugehorigkeitsgefiihl
verstarken und zu erheblichen Fortschritten in der menschlichen, sozialen und wirtschaftlichen

Entwicklung der Gesellschaft und bei der Beseitigung der Armut fithren wird,

n) in der Erkenntnis, wie wichtig die individuelle Autonomie und Unabhéngigkeit fiir Menschen

mit Behinderungen ist, einschlieBlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen,

0) in der Erwdgung, dass Menschen mit Behinderungen die Moglichkeit haben sollen, aktiv an
Entscheidungsprozessen iiber politische Konzepte und iiber Programme mitzuwirken,

insbesondere wenn diese sie unmittelbar betreffen,

p) besorgt liber die schwierigen Bedingungen, denen sich Menschen mit Behinderungen
gegeniibersehen, die mehrfachen oder verschirften Formen der Diskriminierung aufgrund der
Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen
Anschauung, der nationalen, ethnischen, indigenen oder sozialen Herkunft, des Vermogens, der

Geburt, des Alters oder des sonstigen Status ausgesetzt sind,

q) in der Erkenntnis, dass Frauen und Méadchen mit Behinderungen sowohl innerhalb als auch
auBBerhalb ihres héuslichen Umfelds oft in stirkerem Malle durch Gewalt, Verletzung oder
Missbrauch, Nichtbeachtung oder Vernachldssigung, Misshandlung oder Ausbeutung gefahrdet

sind,

r) in der Erkenntnis, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern alle
Menschenrechte und Grundfreiheiten in vollem Umfang genieflen sollen, und unter Hinweis auf
die zu diesem Zweck von den Vertragsstaaten des Ubereinkommens iiber die Rechte des Kindes

eingegangenen Verpflichtungen,
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s) nachdriicklich darauf hinweisend, dass es notwendig ist, bei allen Anstrengungen zur
Forderung des vollen Genusses der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch Menschen mit

Behinderungen die Geschlechterperspektive einzubeziehen,

1) unter besonderem Hinweis darauf, dass die Mehrzahl der Menschen mit Behinderungen in
einem Zustand der Armut lebt, und diesbeziiglich in der Erkenntnis, dass die nachteiligen
Auswirkungen der Armut auf Menschen mit Behinderungen dringend angegangen werden

miissen,

u) in dem Bewusstsein, dass Frieden und Sicherheit auf der Grundlage der uneingeschrinkten
Achtung der in der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Ziele und Grundsitze sowie der
Einhaltung der anwendbaren Ubereinkiinfte auf dem Gebiet der Menschenrechte unabdingbar
sind fiir den umfassenden Schutz von Menschen mit Behinderungen, insbesondere in

bewaftneten Konflikten oder wihrend ausldndischer Besetzung,

v) in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, dass Menschen mit Behinderungen vollen Zugang zur
physischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwelt, zu Gesundheit und Bildung sowie
zu Information und Kommunikation haben, damit sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten

voll genieBen konnen,

w) im Hinblick darauf, dass der Einzelne gegentiber seinen Mitmenschen und der Gemeinschaft,
der er angehort, Pflichten hat und gehalten ist, fiir die Forderung und Achtung der in der

Internationalen Menschenrechtscharta anerkannten Rechte einzutreten,

x) in der Uberzeugung, dass die Familie die natiirliche Kernzelle der Gesellschaft ist und
Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und Staat hat und dass Menschen mit Behinderungen
und ihre Familienangehorigen den erforderlichen Schutz und die notwendige Unterstiitzung
erhalten sollen, um es den Familien zu ermdglichen, zum vollen und gleichberechtigten Genuss

der Rechte der Menschen mit Behinderungen beizutragen,

y) in der Uberzeugung, dass ein umfassendes und in sich geschlossenes internationales

Ubereinkommen zur Férderung und zum Schutz der Rechte und der Wiirde von Menschen mit
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Behinderungen sowohl in den Entwicklungsldandern als auch in den entwickelten Landern einen
maflgeblichen Beitrag zur Beseitigung der tiefgreifenden sozialen Benachteiligung von Menschen
mit Behinderungen leisten und ihre Teilhabe am biirgerlichen, politischen, wirtschaftlichen,

sozialen und kulturellen Leben auf der Grundlage der Chancengleichheit férdern wird -

haben Folgendes vereinbart:

Artikel 1
Zweck

Zweck dieses Ubereinkommens ist es, den vollen und gleichberechtigten Genuss aller
Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fordern, zu
schiitzen und zu gewihrleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Wiirde zu fordern.

Zu den Menschen mit Behinderungen zdhlen Menschen, die langfristige korperliche, seelische,
geistige oder Sinnesbeeintrachtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen
Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern

konnen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Ubereinkommens

schliet "Kommunikation" Sprachen, Textdarstellung, Brailleschrift, taktile Kommunikation,
Grofidruck, leicht zugdngliches Multimedia sowie schriftliche, auditive, in einfache Sprache
iibersetzte, durch Vorleser zuginglich gemachte sowie ergdnzende und alternative Formen, Mittel
und Formate der Kommunikation, einschlieBlich leicht zugénglicher Informations- und

Kommunikationstechnologie, ein;

schlieBt "Sprache" gesprochene Sprachen sowie Gebardensprachen und andere nicht gesprochene

Sprachen ein;
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bedeutet "Diskriminierung aufgrund von Behinderung" jede Unterscheidung, AusschlieBung oder
Beschriankung aufgrund von Behinderung, die zum Ziel oder zur Folge hat, dass das auf die
Gleichberechtigung mit anderen gegriindete Anerkennen, Genielen oder Ausiiben aller
Menschenrechte und Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen,
biirgerlichen oder jedem anderen Bereich beeintrachtigt oder vereitelt wird. Sie
umfasst alle Formen der Diskriminierung, einschliefSlich der Versagung angemessener

Vorkehrungen;

bedeutet "angemessene Vorkehrungen" notwendige und geeignete Anderungen und
Anpassungen, die keine unverhéltnisméBige oder unbillige Belastung darstellen und die, wenn sie
in einem bestimmten Fall erforderlich sind, vorgenommen werden, um zu gewéhrleisten, dass
Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen alle Menschenrechte und

Grundfreiheiten genieBen oder ausiiben konnen;

bedeutet "universelles Design" ein Design von Produkten, Umfeldern, Programmen und
Dienstleistungen in der Weise, dass sie von allen Menschen moglichst weitgehend ohne eine
Anpassung oder ein spezielles Design genutzt werden konnen. "Universelles Design" schliefit
Hilfsmittel fiir bestimmte Gruppen von Menschen mit Behinderungen, soweit sie bendtigt

werden, nicht aus.

Artikel 3

Allgemeine Grundsiitze

Die Grundsitze dieses Ubereinkommens sind:

a) die Achtung der dem Menschen innewohnenden Wiirde, seiner individuellen Autonomie,

einschlieBlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner Unabhingigkeit;
b) die Nichtdiskriminierung;

¢) die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung in die Gesellschaft;
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d) die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die Akzeptanz

dieser Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und der Menschheit;

e) die Chancengleichheit;

/) die Zuginglichkeit;

g) die Gleichberechtigung von Mann und Frau;

h) die Achtung vor den sich entwickelnden Fihigkeiten von Kindern mit Behinderungen und die

Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identitét.

Artikel 4
Allgemeine Verpflichtungen

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die volle Verwirklichung aller Menschenrechte und
Grundfreiheiten fiir alle Menschen mit Behinderungen ohne jede Diskriminierung aufgrund von
Behinderung zu gewihrleisten und zu fordern. Zu diesem Zweck verpflichten sich die

Vertragsstaaten,

a) alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen MaBBnahmen zur Umsetzung der

in diesem Ubereinkommen anerkannten Rechte zu treffen;
b) alle geeigneten MaBnahmen einschlieBlich gesetzgeberischer MaBnahmen zur Anderung oder
Authebung bestehender Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten und Praktiken zu treffen, die

eine Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen darstellen;

¢) den Schutz und die Férderung der Menschenrechte von Menschen mit Behinderungen in allen

politischen Konzepten und allen Programmen zu berticksichtigen;
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d) Handlungen oder Praktiken, die mit diesem Ubereinkommen unvereinbar sind, zu unterlassen
und dafiir zu sorgen, dass die staatlichen Behorden und 6ffentlichen Einrichtungen im Einklang

mit diesem Ubereinkommen handeln;

e) alle geeigneten Maflnahmen zur Beseitigung der Diskriminierung aufgrund von Behinderung

durch Personen, Organisationen oder private Unternehmen zu ergreifen;

f) Forschung und Entwicklung fiir Giiter, Dienstleistungen, Gerdte und Einrichtungen in
universellem Design, wie in Artikel 2 definiert, die den besonderen Bediirfnissen von Menschen
mit Behinderungen mit moglichst geringem Anpassungs- und Kostenaufwand gerecht werden, zu
betreiben oder zu fordern, ihre Verfiigbarkeit und Nutzung zu fordern und sich bei der

Entwicklung von Normen und Richtlinien fiir universelles Design einzusetzen;

g) Forschung und Entwicklung fiir neue Technologien, die fiir Menschen mit Behinderungen
geeignet sind, einschlielich Informations- und Kommunikationstechnologien, Mobilitétshilfen,
Gerdten und unterstiitzenden Technologien, zu betreiben oder zu fordern sowie ihre
Verfiigbarkeit und Nutzung zu férdern und dabei Technologien zu erschwinglichen Kosten den

Vorrang zu geben;

h) fir Menschen mit Behinderungen zugéngliche Informationen iiber Mobilititshilfen, Gerite
und unterstiitzende Technologien, einschlieBlich neuer Technologien, sowie andere Formen von

Hilfe, Unterstiitzungsdiensten und Einrichtungen zur Verfiigung zu stellen;

i) die Schulung von Fachkréften und anderem mit Menschen mit Behinderungen arbeitendem
Personal auf dem Gebiet der in diesem Ubereinkommen anerkannten Rechte zu
fordern, damit die aufgrund dieser Rechte garantierten Hilfen und Dienste besser geleistet werden

konnen.
(2) Hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte verpflichtet sich jeder

Vertragsstaat, unter Ausschopfung seiner verfiigbaren Mittel und erforderlichenfalls im Rahmen

der internationalen Zusammenarbeit Mallnahmen zu treffen, um nach und nach die volle
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Verwirklichung dieser Rechte zu erreichen, unbeschadet derjenigen Verpflichtungen aus diesem

Ubereinkommen, die nach dem Vélkerrecht sofort anwendbar sind.

(3) Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur
Durchfiihrung dieses Ubereinkommens und bei anderen Entscheidungsprozessen in Fragen, die
Menschen mit Behinderungen betreffen, fiihren die Vertragsstaaten mit den Menschen mit
Behinderungen, einschlielich Kindern mit Behinderungen, tiiber die sie vertretenden

Organisationen enge Konsultationen und beziehen sie aktiv ein.

(4) Dieses Ubereinkommen lisst zur Verwirklichung der Rechte von Menschen mit
Behinderungen besser geeignete Bestimmungen, die im Recht eines Vertragsstaats oder in dem
fiir diesen Staat geltenden Volkerrecht enthalten sind, unberiihrt. Die in einem Vertragsstaat
durch Gesetze, Ubereinkommen, Verordnungen oder durch Gewohnheitsrecht anerkannten oder
bestehenden Menschenrechte und Grundfreiheiten diirfen nicht unter dem Vorwand beschrinkt
oder auBer Kraft gesetzt werden, dass dieses Ubereinkommen derartige Rechte oder Freiheiten

nicht oder nur in einem geringeren Ausmaf anerkenne.

(5) Die Bestimmungen dieses Ubereinkommens gelten ohne Einschrinkung oder Ausnahme fiir

alle Teile eines Bundesstaats.

Artikel 5

Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind, vom Gesetz
gleich zu behandeln sind und ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz durch das

Gesetz und gleiche Vorteile durch das Gesetz haben.
(2) Die Vertragsstaaten verbieten jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung und

garantieren Menschen mit Behinderungen gleichen und wirksamen rechtlichen Schutz vor

Diskriminierung, gleichviel aus welchen Griinden.
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(3) Zur Forderung der Gleichberechtigung und zur Beseitigung von Diskriminierung
unternehmen die Vertragsstaaten alle geeigneten Schritte, um die Bereitstellung angemessener

Vorkehrungen zu gewihrleisten.

(4) Besondere MafBnahmen, die zur Beschleunigung oder Herbeifiihrung der tatsdchlichen
Gleichberechtigung von Menschen mit Behinderungen erforderlich sind, gelten nicht als

Diskriminierung im Sinne dieses Ubereinkommens.

Artikel 6

Frauen mit Behinderungen

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Frauen und Miadchen mit Behinderungen mehrfacher
Diskriminierung ausgesetzt sind, und ergreifen in dieser Hinsicht MaBnahmen, um zu
gewihrleisten, dass sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll und gleichberechtigt

genieflen konnen.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten MaBBnahmen zur Sicherung der vollen Entfaltung,
der Forderung und der Stirkung der Autonomie der Frauen, um zu garantieren, dass sie die in
diesem Ubereinkommen genannten Menschenrechte und Grundfreiheiten ausiiben und geniefen

konnen.

Artikel 7

Kinder mit Behinderungen
(1) Die Vertragsstaaten treffen alle erforderlichen Malnahmen, um zu gewihrleisten, dass Kinder
mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern alle Menschenrechte und

Grundfreiheiten genieBen konnen.

(2) Bei allen MaBnahmen, die Kinder mit Behinderungen betreffen, ist das Wohl des Kindes ein

Gesichtspunkt, der vorrangig zu beriicksichtigen ist.
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(3) Die Vertragsstaaten gewéhrleisten, dass Kinder mit Behinderungen das Recht haben, ihre
Meinung in allen sie beriihrenden Angelegenheiten gleichberechtigt mit anderen Kindern frei zu
duBern, wobei ihre Meinung angemessen und entsprechend ihrem Alter und ihrer Reife
beriicksichtigt wird, und behinderungsgerechte sowie altersgeméfle Hilfe zu erhalten, damit sie

dieses Recht verwirklichen konnen.

Artikel 8

Bewusstseinsbildung

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, sofortige, wirksame und geeignete MaBBnahmen zu

ergreifen, um

a) in der gesamten Gesellschaft, einschlieBlich auf der Ebene der Familien, das Bewusstsein fiir
Menschen mit Behinderungen zu schirfen und die Achtung ihrer Rechte und ihrer Wiirde zu

fordern;

b) Klischees, Vorurteile und schéddliche Praktiken gegeniiber Menschen mit Behinderungen,

einschlieBlich aufgrund des Geschlechts oder des Alters, in allen Lebensbereichen zu bekdmpfen;

c¢) das Bewusstsein fiir die Fahigkeiten und den Beitrag von Menschen mit Behinderungen zu

fordern.

(2) Zu den diesbeziiglichen Mallnahmen gehdren

a) die Einleitung und dauerhafte Durchfiihrung wirksamer Kampagnen zur Bewusstseinsbildung

in der Offentlichkeit mit dem Ziel,

i) die Aufgeschlossenheit gegeniiber den Rechten von Menschen mit Behinderungen zu
erh6hen,
ii) eine positive Wahrnehmung von Menschen mit Behinderungen und ein groferes

gesellschaftliches Bewusstsein ithnen gegeniiber zu fordern,
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iii) die Anerkennung der Fertigkeiten, Verdienste und Fahigkeiten von Menschen mit

Behinderungen und ihres Beitrags zur Arbeitswelt und zum Arbeitsmarkt zu fordern;

b) die Forderung einer respektvollen Einstellung gegeniiber den Rechten von Menschen mit
Behinderungen auf allen Ebenen des Bildungssystems, auch bei allen Kindern von frither

Kindheit an;

c) die Aufforderung an alle Medienorgane, Menschen mit Behinderungen in einer dem Zweck

dieses Ubereinkommens entsprechenden Weise darzustellen;

d) die Forderung von Schulungsprogrammen zur Schérfung des Bewusstseins fiir Menschen mit

Behinderungen und fiir deren Rechte.

Artikel 9
Zuginglichkeit

(1) Um Menschen mit Behinderungen eine unabhéngige Lebensfiihrung und die volle Teilhabe in
allen Lebensbereichen zu ermdglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete MaBnahmen mit
dem Ziel, fiir Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang zur physischen
Umwelt, zu Transportmitteln, Information und Kommunikation, einschlieBlich Informations- und
Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, die
der Offentlichkeit in stiddtischen und lidndlichen Gebieten offenstehen oder fiir sie bereitgestellt
werden, zu gewihrleisten. Diese Mallnahmen, welche die Feststellung und Beseitigung von

Zugangshindernissen und -barrieren einschlieen, gelten unter anderem fiir

a) Gebidude, Straflen, Transportmittel sowie andere Einrichtungen in Gebduden und im Freien,

einschlieBlich Schulen, Wohnhéusern, medizinischer Einrichtungen und Arbeitsstitten;

b) Informations-, Kommunikations- und andere Dienste, einschlieBlich elektronischer Dienste

und Notdienste.

(2) Die Vertragsstaaten treffen aulerdem geeignete Mallnahmen,
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a) um Mindeststandards und Leitlinien fiir die Zuginglichkeit von Einrichtungen und Diensten,
die der Offentlichkeit offenstehen oder fiir sie bereitgestellt werden, auszuarbeiten und zu

erlassen und ihre Anwendung zu iiberwachen;

b) um sicherzustellen, dass private Rechtstrager, die Einrichtungen und Dienste, die der
Offentlichkeit offenstehen oder fiir sie bereitgestellt werden, anbieten, alle Aspekte der

Zuganglichkeit fiir Menschen mit Behinderungen berticksichtigen;

c¢) um betroffenen Kreisen Schulungen zu Fragen der Zuginglichkeit fiir Menschen mit

Behinderungen anzubieten;

d) um in Gebduden und anderen Einrichtungen, die der Offentlichkeit offenstehen,

Beschilderungen in Brailleschrift und in leicht lesbarer und verstidndlicher Form anzubringen;

e) um menschliche und tierische Hilfe sowie Mittelspersonen, unter anderem Personen zum
Fithren und Vorlesen sowie professionelle Gebardensprachdolmetscher und -dolmetscherinnen,
zur Verfligung zu stellen mit dem Ziel, den Zugang zu Gebduden und anderen Einrichtungen, die

der Offentlichkeit offenstehen, zu erleichtern;

f) um andere geeignete Formen der Hilfe und Unterstiitzung fiir Menschen mit Behinderungen zu

fordern, damit ihr Zugang zu Informationen gewéhrleistet wird;

g) um den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu den neuen Informations- und

Kommunikationstechnologien und -systemen, einschlieBlich des Internets, zu fordern;
h) um die Gestaltung, die Entwicklung, die Herstellung und den Vertrieb zugénglicher

Informations- und Kommunikationstechnologien und -systeme in einem frithen Stadium zu

fordern, sodass deren Zugénglichkeit mit moglichst geringem Kostenaufwand erreicht wird.
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Artikel 10
Recht auf Leben

Die Vertragsstaaten bekréftigen, dass jeder Mensch ein angeborenes Recht auf Leben hat, und
treffen alle erforderlichen MaBBnahmen, um den wirksamen und gleichberechtigten Genuss dieses

Rechts durch Menschen mit Behinderungen zu gewiahrleisten.

Artikel 11

Gefahrensituationen und humanitire Notlagen

Die Vertragsstaaten ergreifen im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem Vélkerrecht,
einschlieBlich des humanitiren Volkerrechts und der internationalen Menschenrechtsnormen, alle
erforderlichen Maflnahmen, um in Gefahrensituationen, einschliefSlich bewaffneter Konflikte,
humanitdrer Notlagen und Naturkatastrophen, den Schutz und die Sicherheit von Menschen mit

Behinderungen zu gewéhrleisten.

Artikel 12

Gleiche Anerkennung vor dem Recht

(1) Die Vertragsstaaten bekriftigen, dass Menschen mit Behinderungen das Recht haben, iiberall

als Rechtssubjekt anerkannt zu werden.

(2) Die Vertragsstaaten anerkennen, dass Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen

gleichberechtigt mit anderen Rechts- und Handlungsfahigkeit genief3en.
(3) Die Vertragsstaaten treffen geeignete MaBlnahmen, um Menschen mit Behinderungen Zugang
zu der Unterstliitzung zu verschaffen, die sie bei der Ausiibung ihrer Rechts- und

Handlungsfahigkeit gegebenenfalls benotigen.

(4) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass zu allen die Ausiibung der Rechts- und

Handlungsfahigkeit betreffenden MaBnahmen im Einklang mit den internationalen
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Menschenrechtsnormen geeignete und wirksame Sicherungen vorgesehen werden, um
Missbriuche zu verhindern. Diese Sicherungen miissen gewéhrleisten, dass bei den Maflnahmen
betreffend die Ausiibung der Rechts- und Handlungsfihigkeit die Rechte, der
Wille und die Priaferenzen der betreffenden Person geachtet werden, es nicht zu
Interessenkonflikten und missbriauchlicher Einflussnahme kommt, dass die MalBnahmen
verhdltnismaBig und auf die Umstédnde der Person zugeschnitten sind, dass sie von moglichst
kurzer Dauer sind und dass sie einer regelmiBigen Uberpriifung durch eine zustindige,
unabhingige und unparteiische Behorde oder gerichtliche Stelle unterliegen. Die Sicherungen
miissen im Hinblick auf das Ausmal, in dem diese Mallnahmen die Rechte und Interessen der

Person beriihren, verhiltnismaBig sein.

(5) Vorbehaltlich dieses Artikels treffen die Vertragsstaaten alle geeigneten und wirksamen
Malnahmen, um zu gewihrleisten, dass Menschen mit Behinderungen das gleiche Recht wie
andere haben, Eigentum zu besitzen oder zu erben, ihre finanziellen Angelegenheiten selbst zu
regeln und gleichen Zugang zu Bankdarlehen, Hypotheken und anderen Finanzkrediten zu haben,
und gewdhrleisten, dass Menschen mit Behinderungen nicht willkiirlich ihr Eigentum entzogen

wird.

Artikel 13

Zugang zur Justiz

(1) Die Vertragsstaaten gewéhrleisten Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen
wirksamen Zugang zur Justiz, unter anderem durch verfahrensbezogene und altersgemale
Vorkehrungen, um ihre wirksame unmittelbare und mittelbare Teilnahme, einschlieBlich als
Zeugen und Zeuginnen, an allen Gerichtsverfahren, auch in der Ermittlungsphase und in anderen

Vorverfahrensphasen, zu erleichtern.
(2) Um zur Gewdhrleistung des wirksamen Zugangs von Menschen mit Behinderungen zur Justiz

beizutragen, fordern die Vertragsstaaten geeignete Schulungen fiir die im Justizwesen titigen

Personen, einschlieBlich des Personals von Polizei und Strafvollzug.
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Artikel 14

Freiheit und Sicherheit der Person

(1) Die Vertragsstaaten gewahrleisten,

a) dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen das Recht auf personliche

Freiheit und Sicherheit genie3en;

b) dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Freiheit nicht rechtswidrig
oder willkiirlich entzogen wird, dass jede Freiheitsentziechung im Einklang mit dem Gesetz
erfolgt und dass das Vorliegen einer Behinderung in keinem Fall eine Freiheitsentziechung

rechtfertigt.

(2) Die Vertragsstaaten gewihrleisten, dass Menschen mit Behinderungen, denen aufgrund eines
Verfahrens ihre Freiheit entzogen wird, gleichberechtigten Anspruch auf die in den
internationalen Menschenrechtsnormen vorgesehenen Garantien haben und im Einklang mit den
Zielen und Grundsitzen dieses Ubereinkommens behandelt werden, einschlieflich durch die

Bereitstellung angemessener Vorkehrungen.

Artikel 15
Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder

Strafe

(1) Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe unterworfen werden. Insbesondere darf niemand ohne seine freiwillige Zustimmung

medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen werden.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen gesetzgeberischen, verwaltungsmaBigen,
gerichtlichen oder sonstigen MaBlnahmen, um auf der Grundlage der Gleichberechtigung zu
verhindern, dass Menschen mit Behinderungen der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder

erniedrigender Behandlung oder Strafe unterworfen werden.
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Artikel 16

Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-, Bildungs-
und sonstigen MaBnahmen, um Menschen mit Behinderungen sowohl innerhalb als auch
auBerhalb der Wohnung vor jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch, einschlie8lich

ihrer geschlechtsspezifischen Aspekte, zu schiitzen.

(2) Die Vertragsstaaten treffen aulerdem alle geeigneten MaBnahmen, um jede Form von
Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu verhindern, indem sie unter anderem geeignete Formen
von das Geschlecht und das Alter beriicksichtigender Hilfe und Unterstiitzung fiir Menschen mit
Behinderungen und ihre Familien und Betreuungspersonen gewihrleisten, einschlieBlich durch
die Bereitstellung von Informationen und Aufklarung dariiber, wie Félle von Ausbeutung, Gewalt
und Missbrauch verhindert, erkannt und angezeigt werden konnen. Die Vertragsstaaten sorgen
dafiir, dass Schutzdienste das Alter, das Geschlecht und die Behinderung der betroffenen

Personen beriicksichtigen.

(3) Zur Verhinderung jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch stellen die
Vertragsstaaten sicher, dass alle Einrichtungen und Programme, die fiir Menschen mit

Behinderungen bestimmt sind, wirksam von unabhingigen Behorden tiberwacht werden.

(4) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maflnahmen, um die kdrperliche, kognitive und
psychische Genesung, die Rehabilitation und die soziale Wiedereingliederung von Menschen mit
Behinderungen, die Opfer irgendeiner Form von Ausbeutung, Gewalt oder Missbrauch werden,
zu fordern, auch durch die Bereitstellung von Schutzeinrichtungen. Genesung und
Wiedereingliederung miissen in einer Umgebung stattfinden, die der Gesundheit, dem
Wohlergehen, der Selbstachtung, der Wiirde und der Autonomie des Menschen forderlich ist und

geschlechts- und altersspezifischen Bediirfnissen Rechnung tragt.

(5) Die Vertragsstaaten schaffen wirksame Rechtsvorschriften und politische Konzepte,

einschlieBlich solcher, die auf Frauen und Kinder ausgerichtet sind, um sicherzustellen, dass Falle
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von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch gegeniiber Menschen mit Behinderungen erkannt,

untersucht und gegebenenfalls strafrechtlich verfolgt werden.

Artikel 17

Schutz der Unversehrtheit der Person

Jeder Mensch mit Behinderungen hat gleichberechtigt mit anderen das Recht auf Achtung seiner

korperlichen und seelischen Unversehrtheit.

Artikel 18
Freiziigigkeit und Staatsangehorigkeit

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf
Freiziigigkeit, auf freie Wahl ihres Aufenthaltsorts und auf eine Staatsangehdrigkeit, indem sie

unter anderem gewéhrleisten, dass

a) Menschen mit Behinderungen das Recht haben, eine Staatsangehdrigkeit zu erwerben und ihre
Staatsangehorigkeit zu wechseln, und dass ihnen diese nicht willkiirlich oder aufgrund von

Behinderung entzogen wird;

b) Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung die Moglichkeit versagt wird,
Dokumente zum Nachweis ihrer Staatsangehorigkeit oder andere Identititsdokumente zu
erhalten, zu besitzen wund =zu verwenden oder einschligige Verfahren wie
Einwanderungsverfahren in Anspruch zu nehmen, die gegebenenfalls erforderlich sind, um die

Ausiibung des Rechts auf Freiziigigkeit zu erleichtern;

¢) Menschen mit Behinderungen die Freiheit haben, jedes Land einschlieBlich ihres eigenen zu

verlassen;

d) Menschen mit Behinderungen nicht willkiirlich oder aufgrund von Behinderung das Recht

entzogen wird, in ihr eigenes Land einzureisen.
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(2) Kinder mit Behinderungen sind unverziiglich nach ihrer Geburt in ein Register einzutragen
und haben das Recht auf einen Namen von Geburt an, das Recht, eine Staatsangehorigkeit zu

erwerben, und soweit moglich das Recht, ihre Eltern zu kennen und von ihnen betreut zu werden.

Artikel 19

Unabhiingige Lebensfiihrung und Einbeziehung in die Gemeinschaft

Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen mit
Behinderungen, mit gleichen Wahlmoglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu
leben, und treffen wirksame und geeignete Maflnahmen, um Menschen mit Behinderungen den
vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an

der Gemeinschaft zu erleichtern, indem sie unter anderem gewahrleisten, dass

a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt die Moglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu
wihlen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen

Wohnformen zu leben;

b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen
Unterstlitzungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen
Unterstiitzungsdiensten haben, einschlielich der personlichen Assistenz, die zur Unterstiitzung
des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur

Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist;
c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen fiir die Allgemeinheit Menschen mit

Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfligung stehen und ihren

Bediirfnissen Rechnung tragen.
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Artikel 20
Personliche Mobilitét

Die Vertragsstaaten treffen wirksame MafBnahmen, um fiir Menschen mit Behinderungen
personliche Mobilitdt mit groBtmdoglicher Unabhidngigkeit sicherzustellen, indem sie unter

anderem

a) die personliche Mobilitdit von Menschen mit Behinderungen in der Art und Weise und zum

Zeitpunkt ihrer Wahl und zu erschwinglichen Kosten erleichtern;

b) den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu hochwertigen Mobilitdtshilfen, Geréten,
unterstiitzenden Technologien und menschlicher und tierischer Hilfe sowie Mittelspersonen

erleichtern, auch durch deren Bereitstellung zu erschwinglichen Kosten;

¢) Menschen mit Behinderungen und Fachkréften, die mit Menschen mit Behinderungen arbeiten,

Schulungen in Mobilititsfertigkeiten anbieten;

d) Hersteller von Mobilitatshilfen, Gerdten und unterstiitzenden Technologien ermutigen, alle

Aspekte der Mobilitdt fiir Menschen mit Behinderungen zu beriicksichtigen.

Artikel 21

Recht der freien Meinungsiufierung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten MaBnahmen, um zu gewahrleisten, dass Menschen
mit Behinderungen das Recht auf freie MeinungsauBBerung und Meinungsfreiheit, einschlieBlich
der Freiheit, Informationen und Gedankengut sich zu beschaffen, zu empfangen und
weiterzugeben, gleichberechtigt mit anderen und durch alle von ihnen gewéhlten Formen der

Kommunikation im Sinne des Artikels 2 ausiiben kénnen, unter anderem indem sie
a) Menschen mit Behinderungen fiir die Allgemeinheit bestimmte Informationen rechtzeitig und

ohne zusitzliche Kosten in zuginglichen Formaten und Technologien, die fiir unterschiedliche

Arten der Behinderung geeignet sind, zur Verfiigung stellen;
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b) im Umgang mit Behorden die Verwendung von Gebirdensprachen, Brailleschrift,
erginzenden und alternativen Kommunikationsformen und allen sonstigen selbst gewdhlten
zuginglichen Mitteln, Formen und Formaten der Kommunikation durch Menschen mit

Behinderungen akzeptieren und erleichtern;

c) private Rechtstrager, die, einschlieBlich durch das Internet, Dienste fiir die Allgemeinheit
anbieten, dringend dazu auffordern, Informationen und Dienstleistungen in Formaten zur

Verfiigung zu stellen, die fiir Menschen mit Behinderungen zugénglich und nutzbar sind;

d) die Massenmedien, einschlieBlich der Anbieter von Informationen iiber das Internet, dazu

auffordern, ihre Dienstleistungen fiir Menschen mit Behinderungen zugénglich zu gestalten;

e) die Verwendung von Gebardensprachen anerkennen und fordern.

Artikel 22
Achtung der Privatsphire

(1) Menschen mit Behinderungen diirfen unabhdngig von ihrem Aufenthaltsort oder der
Wohnform, in der sie leben, keinen willkiirlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in ihr
Privatleben, ihre Familie, ihre Wohnung oder ihren Schriftverkehr oder andere Arten der
Kommunikation oder rechtswidrigen Beeintrachtigungen ihrer Ehre oder ihres Rufes ausgesetzt
werden. Menschen mit Behinderungen haben Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche

Eingriffe oder Beeintrichtigungen.
(2) Die Vertragsstaaten schiitzen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen die

Vertraulichkeit von Informationen iiber die Person, die Gesundheit und die Rehabilitation von

Menschen mit Behinderungen.
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Artikel 23
Achtung der Wohnung und der Familie

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Malnahmen zur Beseitigung der
Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung
mit anderen in allen Fragen, die Ehe, Familie, Elternschaft und Partnerschaften betreffen, um zu

gewihrleisten, dass

a) das Recht aller Menschen mit Behinderungen im heiratsfahigen Alter, auf der Grundlage des
freien und vollen Einverstdndnisses der kiinftigen Ehegatten eine Ehe zu schlieBen und eine

Familie zu griinden, anerkannt wird;

b) das Recht von Menschen mit Behinderungen auf freie und verantwortungsbewusste
Entscheidung iiber die Anzahl ihrer Kinder und die Geburtenabstinde sowie auf Zugang zu
altersgeméBer Information sowie Aufkldrung iiber Fortpflanzung und Familienplanung anerkannt
wird und ihnen die notwendigen Mittel zur Ausiibung dieser Rechte zur Verfiigung gestellt

werden;

¢) Menschen mit Behinderungen, einschlieBlich Kindern, gleichberechtigt mit anderen ihre

Fruchtbarkeit behalten.

(2) Die Vertragsstaaten gewdhrleisten die Rechte und Pflichten von Menschen mit
Behinderungen in Fragen der Vormundschaft, Pflegschaft, Personen- und Vermdgenssorge,
Adoption von Kindern oder dhnlichen Rechtsinstituten, soweit das innerstaatliche Recht solche
kennt; in allen Fallen ist das Wohl des Kindes ausschlaggebend. Die Vertragsstaaten unterstiitzen
Menschen mit Behinderungen in angemessener Weise bei der Wahrnehmung ihrer elterlichen

Verantwortung.

(3) Die Vertragsstaaten gewihrleisten, dass Kinder mit Behinderungen gleiche Rechte in Bezug
auf das Familienleben haben. Zur Verwirklichung dieser Rechte und mit dem Ziel, das
Verbergen, das Aussetzen, die Vernachldssigung und die Absonderung von Kindern mit

Behinderungen zu verhindern, verpflichten sich die Vertragsstaaten, Kindern mit Behinderungen

www.ris.bka.gv.at



BGBI. IIT - Ausgegeben am 23. Oktober 2008 - Nr. 155 23 von 44

23

und ihren Familien friihzeitig umfassende Informationen, Dienste und Unterstiitzung zur

Verfiigung zu stellen.

(4) Die Vertragsstaaten gewéhrleisten, dass ein Kind nicht gegen den Willen seiner Eltern von
diesen getrennt wird, es sei denn, dass die zustindigen Behorden in einer gerichtlich
nachpriifbaren Entscheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren
bestimmen, dass diese Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist. In keinem Fall darf das
Kind aufgrund einer Behinderung entweder des Kindes oder eines oder beider Elternteile von den

Eltern getrennt werden.

(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, in Féllen, in denen die néchsten Familienangehdrigen
nicht in der Lage sind, fiir ein Kind mit Behinderungen zu sorgen, alle Anstrengungen zu
unternehmen, um andere Formen der Betreuung innerhalb der weiteren Familie und, falls dies
nicht moglich ist, innerhalb der Gemeinschaft in einem familiendhnlichen Umfeld zu

gewdhrleisten.

Artikel 24
Bildung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Bildung.
Um dieses Recht ohne Diskriminierung und auf der Grundlage der Chancengleichheit zu
verwirklichen, gewihrleisten die Vertragsstaaten ein integratives Bildungssystem auf allen

Ebenen und lebenslanges Lernen mit dem Ziel,
a) die menschlichen Mdoglichkeiten sowie das Bewusstsein der Wiirde und das Selbstwertgefiihl
des Menschen voll zur Entfaltung zu bringen und die Achtung vor den Menschenrechten, den

Grundfreiheiten und der menschlichen Vielfalt zu stirken;

b) Menschen mit Behinderungen ihre Personlichkeit, ihre Begabungen und ihre Kreativitit sowie

ihre geistigen und korperlichen Féhigkeiten voll zur Entfaltung bringen zu lassen;
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c¢) Menschen mit Behinderungen zur wirklichen Teilhabe an einer freien Gesellschaft zu

befdhigen.

(2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts stellen die Vertragsstaaten sicher, dass

a) Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behinderung vom allgemeinen
Bildungssystem ausgeschlossen werden und dass Kinder mit Behinderungen nicht aufgrund
von Behinderung vom unentgeltlichen und obligatorischen Grundschulunterricht oder vom

Besuch weiterfiihrender Schulen ausgeschlossen werden;

b) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen in der Gemeinschaft, in der sie
leben, Zugang zu einem integrativen, hochwertigen und unentgeltlichen Unterricht an

Grundschulen und weiterfithrenden Schulen haben;

c) angemessene Vorkehrungen fiir die Bediirfnisse des Einzelnen getroffen werden;

d) Menschen mit Behinderungen innerhalb des allgemeinen Bildungssystems die notwendige

Unterstlitzung geleistet wird, um ihre erfolgreiche Bildung zu erleichtern;

e) in Ubereinstimmung mit dem Ziel der vollstindigen Integration wirksame individuell
angepasste UnterstlitzungsmafBnahmen in einem Umfeld, das die bestmogliche schulische und

soziale Entwicklung gestattet, angeboten werden.

(3) Die Vertragsstaaten ermdglichen Menschen mit Behinderungen, lebenspraktische Fertigkeiten
und soziale Kompetenzen zu erwerben, um ihre volle und gleichberechtigte Teilhabe an der
Bildung und als Mitglieder der Gemeinschaft zu erleichtern. Zu diesem Zweck ergreifen die

Vertragsstaaten geeignete MaBnahmen; unter anderem

a) erleichtern sie das Erlernen von Brailleschrift, alternativer Schrift, erginzenden und
alternativen Formen, Mitteln und Formaten der Kommunikation, den Erwerb von Orientierungs-
und Mobilitdtsfertigkeiten sowie die Unterstiitzung durch andere Menschen mit Behinderungen

und das Mentoring;
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b) erleichtern sie das Erlernen der Gebérdensprache und die Foérderung der sprachlichen Identitét

der Gehorlosen;

¢) stellen sie sicher, dass blinden, gehdrlosen oder taubblinden Menschen, insbesondere Kindern,
Bildung in den Sprachen und Kommunikationsformen und mit den Kommunikationsmitteln, die
fiir den Einzelnen am besten geeignet sind, sowie in einem Umfeld vermittelt wird, das die

bestmogliche schulische und soziale Entwicklung gestattet.

(4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts beizutragen, treffen die Vertragsstaaten geeignete
MaBnahmen zur Einstellung von Lehrkriften, einschlieBlich solcher mit Behinderungen, die in
Gebérdensprache oder Brailleschrift ausgebildet sind, und zur Schulung von Fachkriften sowie
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auf allen Ebenen des Bildungswesens. Diese Schulung schlief3t
die Schirfung des Bewusstseins fiir Behinderungen und die Verwendung geeigneter ergénzender
und alternativer Formen, Mittel und Formate der Kommunikation sowie pddagogische Verfahren

und Materialien zur Unterstlitzung von Menschen mit Behinderungen ein.

(5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen ohne Diskriminierung
und gleichberechtigt mit anderem Zugang zu allgemeiner Hochschulbildung, Berufsausbildung,
Erwachsenenbildung  und  lebenslangem  Lernen  haben. Zu  diesem  Zweck
stellen die Vertragsstaaten sicher, dass fiir Menschen mit Behinderungen angemessene

Vorkehrungen getroffen werden.

Artikel 25
Gesundheit

Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf das erreichbare
Hochstmal an Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung. Die Vertragsstaaten
treffen alle geeigneten Mallnahmen, um zu gewihrleisten, dass Menschen mit Behinderungen
Zugang zu geschlechtsspezifischen Gesundheitsdiensten, einschlieBlich gesundheitlicher

Rehabilitation, haben. Insbesondere
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a) stellen die Vertragsparteien Menschen mit Behinderungen eine unentgeltliche oder
erschwingliche Gesundheitsversorgung in derselben Bandbreite, von derselben Qualitdt und auf
demselben Standard zur Verfiigung wie anderen Menschen, einschlieBlich sexual- und
fortpflanzungsmedizinischer Gesundheitsleistungen und der Gesamtbevolkerung zur Verfligung

stehender Programme des 6ffentlichen Gesundheitswesens;

b) bieten die Vertragsstaaten die Gesundheitsleistungen an, die von Menschen mit
Behinderungen speziell wegen ihrer Behinderungen benétigt werden, soweit angebracht,
einschlieBlich Friiherkennung und Friihintervention, sowie Leistungen, durch die, auch bei
Kindern und élteren Menschen, weitere Behinderungen moglichst gering gehalten oder

vermieden werden sollen;

c¢) bieten die Vertragsstaaten diese Gesundheitsleistungen so gemeindenah wie moglich an, auch

in landlichen Gebieten;

d) erlegen die Vertragsstaaten den Angehdrigen der Gesundheitsberufe die Verpflichtung auf,
Menschen mit Behinderungen eine Versorgung von gleicher Qualitidt wie anderen Menschen
angedeihen zu lassen, namentlich auf der Grundlage der freien Einwilligung nach vorheriger
Aufkldrung, indem sie unter anderem durch Schulungen und den Erlass ethischer Normen fiir die
staatliche und private Gesundheitsversorgung das Bewusstsein fiir die Menschenrechte, die

Wiirde, die Autonomie und die Bediirfnisse von Menschen mit Behinderungen schérfen;

e) verbieten die Vertragsstaaten die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen in der
Krankenversicherung und in der Lebensversicherung, soweit eine solche Versicherung nach
innerstaatlichem Recht zuldssig ist; solche Versicherungen sind zu fairen und angemessenen

Bedingungen anzubieten;

/) verhindern die Vertragsstaaten die diskriminierende Vorenthaltung von Gesundheitsversorgung

oder -leistungen oder von Nahrungsmitteln und Fliissigkeiten aufgrund von Behinderung.
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Artikel 26
Habilitation und Rehabilitation

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete MaBBnahmen, einschlieBlich durch die
Unterstlitzung durch andere Menschen mit Behinderungen, um Menschen mit Behinderungen in
die Lage zu versetzen, ein Hochstmall an Unabhéngigkeit, umfassende korperliche, geistige,
soziale und berufliche Féhigkeiten sowie die volle Einbeziehung in alle Aspekte des Lebens und
die volle Teilhabe an allen Aspekten des Lebens zu erreichen und zu bewahren. Zu diesem
Zweck organisieren, stirken und erweitern die Vertragsstaaten umfassende Habilitations- und
Rehabilitationsdienste und -programme, insbesondere auf dem Gebiet der Gesundheit, der
Beschiftigung, der Bildung und der Sozialdienste, und zwar so, dass diese Leistungen und

Programme

a) im frithestmoglichen Stadium einsetzen und auf einer multidisziplindren Bewertung der

individuellen Bediirfnisse und Stiarken beruhen;

b) die Einbeziehung in die Gemeinschaft und die Gesellschaft in allen ihren Aspekten sowie die
Teilhabe daran unterstiitzen, freiwillig sind und Menschen mit Behinderungen so gemeindenah

wie moglich zur Verfiigung stehen, auch in ldndlichen Gebieten.

(2) Die Vertragsstaaten fordern die Entwicklung der Aus- und Fortbildung fiir Fachkrifte und

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Habilitations- und Rehabilitationsdiensten.
(3) Die Vertragsstaaten fordern die Verfligbarkeit, die Kenntnis und die Verwendung
unterstiitzender Gerdte und Technologien, die fiir Menschen mit Behinderungen bestimmt sind,

fur die Zwecke der Habilitation und Rehabilitation.

Artikel 27
Arbeit und Beschiiftigung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf

Arbeit; dies beinhaltet das Recht auf die Mdglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu
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verdienen, die in einem offenen, integrativen und fiir Menschen mit Behinderungen zugénglichen
Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewdhlt oder angenommen wird. Die Vertragsstaaten
sichern und fordern die Verwirklichung des Rechts auf Arbeit, einschlieBlich
fiir Menschen, die wihrend der Beschiftigung eine Behinderung erwerben, durch geeignete

Schritte, einschlieBlich des Erlasses von Rechtsvorschriften, um unter anderem

a) Diskriminierung aufgrund von Behinderung in allen Angelegenheiten im Zusammenhang mit
einer Beschiftigung gleich welcher Art, einschlieflich der Auswahl-, Einstellungs- und
Beschiftigungsbedingungen, der Weiterbeschiftigung, des beruflichen Aufstiegs sowie sicherer

und gesunder Arbeitsbedingungen, zu verbieten;

b) das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf gerechte und giinstige
Arbeitsbedingungen, einschlielich Chancengleichheit und gleichen Entgelts fiir gleichwertige
Arbeit, auf sichere und gesunde Arbeitsbedingungen, einschlieBlich Schutz vor Beléstigungen,

und auf Abhilfe bei Missstinden zu schiitzen;

c¢) zu gewihrleisten, dass Menschen mit Behinderungen ihre Arbeitnehmer- und

Gewerkschaftsrechte gleichberechtigt mit anderen ausiiben kénnen;

d) Menschen mit Behinderungen wirksamen Zugang zu allgemeinen fachlichen und beruflichen
Beratungsprogrammen, Stellenvermittlung sowie Berufsausbildung und Weiterbildung zu
ermoglichen;

e) fiir Menschen mit Behinderungen Beschiftigungsmdglichkeiten und beruflichen Aufstieg auf
dem Arbeitsmarkt sowie die Unterstiitzung bei der Arbeitssuche, beim Erhalt und der

Beibehaltung eines Arbeitsplatzes und beim beruflichen Wiedereinstieg zu fordern;

/) Moglichkeiten fiir Selbstindigkeit, Unternehmertum, die Bildung von Genossenschaften und

die Griindung eines eigenen Geschéfts zu fordern;

g) Menschen mit Behinderungen im 6ffentlichen Sektor zu beschéftigen;
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h) die Beschiftigung von Menschen mit Behinderungen im privaten Sektor durch geeignete
Strategien und Maflnahmen zu fordern, wozu auch Programme fiir positive Maflnahmen, Anreize

und andere MafBnahmen gehdren konnen;

i) sicherzustellen, dass am Arbeitsplatz angemessene Vorkehrungen fiir Menschen mit

Behinderungen getroffen werden,;

j) das Sammeln von Arbeitserfahrung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt durch Menschen mit

Behinderungen zu fordern;

k) Programme fiir die berufliche Rehabilitation, den Erhalt des Arbeitsplatzes und den

beruflichen Wiedereinstieg von Menschen mit Behinderungen zu fordern.

(2) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen nicht in Sklaverei oder
Leibeigenschaft gehalten werden und dass sie gleichberechtigt mit anderen vor Zwangs- oder

Pflichtarbeit geschiitzt werden.

Artikel 28

Angemessener Lebensstandard und sozialer Schutz

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf einen
angemessenen Lebensstandard fiir sich selbst und ihre Familien, einschlieBlich angemessener
Erndhrung, Bekleidung und Wohnung, sowie auf eine stetige Verbesserung der
Lebensbedingungen und unternehmen geeignete Schritte zum Schutz und zur Forderung der

Verwirklichung dieses Rechts ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung.

(2) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf sozialen
Schutz und den Genuss dieses Rechts ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung und
unternehmen geeignete Schritte zum Schutz und zur Forderung der Verwirklichung dieses

Rechts, einschlielich Mallnahmen, um

www.ris.bka.gv.at



BGBI. IIT - Ausgegeben am 23. Oktober 2008 - Nr. 155 30 von 44

30

a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zur Versorgung mit sauberem
Wasser und den Zugang zu geeigneten und erschwinglichen Dienstleistungen, Gerdten und

anderen Hilfen fiir Bediirfnisse im Zusammenhang mit ihrer Behinderung zu sichern;

b) Menschen mit Behinderungen, insbesondere Frauen und Médchen sowie dlteren Menschen mit
Behinderungen, den Zugang zu Programmen fiir sozialen Schutz und Programmen zur

Armutsbekdmpfung zu sichern;

c¢) in Armut lebenden Menschen mit Behinderungen und ihren Familien den Zugang zu
staatlicher Hilfe bei behinderungsbedingten Aufwendungen, einschlieBlich ausreichender

Schulung, Beratung, finanzieller Unterstilitzung sowie Kurzzeitbetreuung, zu sichern;

d) Menschen mit Behinderungen den Zugang zu Programmen des sozialen Wohnungsbaus zu

sichern;

e) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigten Zugang zu Leistungen und Programmen der

Altersversorgung zu sichern.

Artikel 29

Teilhabe am politischen und éffentlichen Leben

Die Vertragsstaaten garantieren Menschen mit Behinderungen die politischen Rechte sowie die

Moglichkeit, diese gleichberechtigt mit anderen zu genieen, und verpflichten sich,

a) sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen wirksam und
umfassend am politischen und 6ffentlichen Leben teilhaben kdnnen, sei es unmittelbar oder durch
frei gewihlte Vertreter oder Vertreterinnen, was auch das Recht und die Mdglichkeit einschlief3t,

zu wihlen und gewdhlt zu werden; unter anderem

i) stellen sie sicher, dass die Wahlverfahren, -einrichtungen und -materialien geeignet,

zuganglich und leicht zu verstehen und zu handhaben sind;
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ii) schiitzen sie das Recht von Menschen mit Behinderungen, bei Wahlen und
Volksabstimmungen in geheimer Abstimmung ohne Einschiichterung ihre Stimme
abzugeben, bei Wahlen zu kandidieren, ein Amt wirksam innezuhaben und alle 6ffentlichen
Aufgaben auf allen Ebenen staatlicher Tatigkeit wahrzunehmen, indem sie gegebenenfalls
die Nutzung unterstiitzender und neuer Technologien erleichtern;

iii) garantieren sie die freie WillensduBBerung von Menschen mit Behinderungen als Wéhler
und Wahlerinnen und erlauben zu diesem Zweck im Bedarfsfall auf Wunsch, dass sie sich

bei der Stimmabgabe durch eine Person ihrer Wahl unterstiitzen lassen;

b) aktiv ein Umfeld zu fordern, in dem Menschen mit Behinderungen ohne Diskriminierung und
gleichberechtigt mit anderen wirksam und umfassend an der Gestaltung der offentlichen
Angelegenheiten mitwirken konnen, und ihre Mitwirkung an den offentlichen Angelegenheiten

zu begiinstigen, unter anderem

i) die Mitarbeit in nichtstaatlichen Organisationen und Vereinigungen, die sich mit dem
offentlichen und politischen Leben ihres Landes befassen, und an den Tétigkeiten und der
Verwaltung politischer Parteien;

ii) die Bildung von Organisationen von Menschen mit Behinderungen, die sie auf
internationaler, nationaler, regionaler und lokaler Ebene vertreten, und den Beitritt zu

solchen Organisationen.

Artikel 30

Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport
(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen,
gleichberechtigt mit anderen am kulturellen Leben teilzunehmen, und treffen alle geeigneten
MalBnahmen, um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen

a) Zugang zu kulturellem Material in zugidnglichen Formaten haben;

b) Zugang zu Fernsehprogrammen, Filmen, Theatervorstellungen und anderen kulturellen

Aktivitdten in zugédnglichen Formaten haben;
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c¢) Zugang zu Orten kultureller Darbietungen oder Dienstleistungen, wie Theatern, Museen,
Kinos, Bibliotheken und Tourismusdiensten, sowie, so weit wie moglich, zu Denkmaélern und

Stétten von nationaler kultureller Bedeutung haben.

(2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maflnahmen, um Menschen mit Behinderungen die
Moglichkeit zu geben, ihr kreatives, kiinstlerisches und intellektuelles Potenzial zu

entfalten und zu nutzen, nicht nur fiir sich selbst, sondern auch zur Bereicherung der Gesellschaft.

(3) Die Vertragsstaaten unternehmen alle geeigneten Schritte im Einklang mit dem Vdlkerrecht,
um sicherzustellen, dass Gesetze zum Schutz von Rechten des geistigen Eigentums keine
ungerechtfertigte oder diskriminierende Barriere fiir den Zugang von Menschen mit

Behinderungen zu kulturellem Material darstellen.

(4) Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigt mit anderen Anspruch auf Anerkennung
und Unterstilitzung ihrer spezifischen kulturellen und sprachlichen Identitdt, einschlieBlich der

Gebéardensprachen und der Gehorlosenkultur.

(5) Mit dem Ziel, Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilnahme an Erholungs-,

Freizeit- und Sportaktivitdten zu ermoglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete MafBnahmen,

a) um Menschen mit Behinderungen zu ermutigen, so umfassend wie moglich an

breitensportlichen Aktivitdten auf allen Ebenen teilzunehmen, und ihre Teilnahme zu fordern;

b) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen die Moglichkeit haben,
behinderungsspezifische Sport- und Erholungsaktivititen zu organisieren, zu entwickeln und an
solchen teilzunehmen, und zu diesem Zweck die Bereitstellung eines geeigneten Angebots an
Anleitung, Training und Ressourcen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen zu

fordern;

¢) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Sport-, Erholungs- und

Tourismusstitten haben;
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d) um sicherzustellen, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern an
Spiel-, Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivititen teilnehmen konnen, einschlieBlich im

schulischen Bereich;

e) um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Dienstleistungen der

Organisatoren von Erholungs-, Tourismus-, Freizeit- und Sportaktivititen haben.

Artikel 31

Statistik und Datensammlung

(1) Die Vertragsstaaten verpflichten sich zur Sammlung geeigneter Informationen, einschlielich
statistischer Angaben und Forschungsdaten, die ihnen ermdglichen, politische Konzepte zur
Durchfiihrung dieses Ubereinkommens auszuarbeiten und umzusetzen. Das Verfahren zur

Sammlung und Aufbewahrung dieser Informationen muss

a) mit den gesetzlichen Schutzvorschriften, einschlieBlich der Rechtsvorschriften iiber den
Datenschutz, zur Sicherung der Vertraulichkeit und der Achtung der Privatsphére von Menschen

mit Behinderungen im Einklang stehen;

b) mit den international anerkannten Normen zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten und den ethischen Grundsitzen fiir die Sammlung und Nutzung statistischer

Daten im Einklang stehen.

(2) Die im Einklang mit diesem Artikel gesammelten Informationen werden, soweit angebracht,
aufgeschliisselt und dazu verwendet, die Umsetzung der Verpflichtungen aus diesem
Ubereinkommen durch die Vertragsstaaten zu beurteilen und die Hindernisse, denen sich
Menschen mit Behinderungen bei der Ausiibung ihrer Rechte gegeniibersehen, zu ermitteln und

anzugehen.

(3) Die Vertragsstaaten iibernehmen die Verantwortung fiir die Verbreitung dieser Statistiken und

sorgen dafiir, dass sie fiir Menschen mit Behinderungen und andere zugénglich sind.

www.ris.bka.gv.at



BGBI. IIT - Ausgegeben am 23. Oktober 2008 - Nr. 155 34 von 44

34

Artikel 32

Internationale Zusammenarbeit

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit und
deren Forderung zur Unterstiitzung der einzelstaatlichen Anstrengungen fiir die Verwirklichung
des Zwecks und der Ziele dieses Ubereinkommens und treffen diesbeziiglich geeignete und
wirksame Malnahmen, zwischenstaatlich sowie, soweit angebracht, in Partnerschaft mit den
einschlidgigen internationalen und regionalen Organisationen und der Zivilgesellschaft,
insbesondere Organisationen von Menschen mit Behinderungen. Unter anderem konnen sie

MafBnahmen ergreifen, um

a) sicherzustellen, dass die internationale Zusammenarbeit, einschlieBlich internationaler

Entwicklungsprogramme, Menschen mit Behinderungen einbezieht und fiir sie zugénglich ist;

b) den Aufbau von Kapazititen zu erleichtern und zu unterstiitzen, unter anderem durch den
Austausch und die Weitergabe von Informationen, Erfahrungen, Ausbildungsprogrammen und

vorbildlichen Praktiken;

¢) die Forschungszusammenarbeit und den Zugang zu wissenschaftlichen und technischen

Kenntnissen zu erleichtern;
d) soweit angebracht, technische und wirtschaftliche Hilfe zu leisten, unter anderem durch
Erleichterung des Zugangs zu zuginglichen und unterstiitzenden Technologien und ihres

Austauschs sowie durch Weitergabe von Technologien.

(2) Dieser Artikel bertihrt nicht die Pflicht jedes Vertragsstaats, seine Verpflichtungen aus diesem

Ubereinkommen zu erfiillen.

www.ris.bka.gv.at



BGBI. IIT - Ausgegeben am 23. Oktober 2008 - Nr. 155 35 von 44

35

Artikel 33

Innerstaatliche Durchfiihrung und Uberwachung

(1) Die Vertragsstaaten bestimmen nach Malgabe ihrer staatlichen Organisation eine oder
mehrere staatliche Anlaufstellen fiir Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Durchfiihrung
dieses Ubereinkommens und priifen sorgfiltig die Schaffung oder Bestimmung eines staatlichen
Koordinierungsmechanismus, der die Durchfilhrung der entsprechenden MaBnahmen in

verschiedenen Bereichen und auf verschiedenen Ebenen erleichtern soll.

(2) Die Vertragsstaaten unterhalten, stirken, bestimmen oder schaffen nach Mallgabe ihres
Rechts- und Verwaltungssystems auf einzelstaatlicher Ebene fiir die Forderung, den Schutz und
die Uberwachung der Durchfiihrung dieses Ubereinkommens eine Struktur, die, je nachdem, was
angebracht ist, einen oder mehrere unabhingige Mechanismen einschliefit. Bei der Bestimmung
oder Schaffung eines solchen Mechanismus beriicksichtigen die Vertragsstaaten die Grundsétze
betreffend die Rechtsstellung und die Arbeitsweise der einzelstaatlichen Institutionen zum Schutz

und zur Férderung der Menschenrechte.

(3) Die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschen mit Behinderungen und die sie vertretenden
Organisationen, wird in den Uberwachungsprozess einbezogen und nimmt in vollem Umfang

daran teil.

Artikel 34

Ausschuss fiir die Rechte von Menschen mit Behinderungen

(1) Es wird ein Ausschuss fiir die Rechte von Menschen mit Behinderungen (im Folgenden als

"Ausschuss" bezeichnet) eingesetzt, der die nachstehend festgelegten Aufgaben wahrnimmt.
(2) Der Ausschuss besteht zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ubereinkommens aus zwolf

Sachverstindigen. Nach sechzig weiteren Ratifikationen oder Beitritten zu dem Ubereinkommen

erhoht sich die Zahl der Ausschussmitglieder um sechs auf die Hochstzahl von achtzehn.
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(3) Die Ausschussmitglieder sind in personlicher Eigenschaft titig und miissen Personlichkeiten
von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sachkenntnis und Erfahrung auf dem von diesem
Ubereinkommen erfassten Gebiet sein. Die Vertragsstaaten sind aufgefordert, bei der Benennung

ihrer Kandidaten oder Kandidatinnen Artikel 4 Absatz 3 gebiihrend zu berticksichtigen.

(4) Die Ausschussmitglieder werden von den Vertragsstaaten gewihlt, wobei auf eine gerechte
geografische Verteilung, die Vertretung der verschiedenen Kulturkreise und der hauptsidchlichen
Rechtssysteme, die ausgewogene Vertretung der Geschlechter und die Beteiligung von

Sachverstindigen mit Behinderungen zu achten ist.

(5) Die Ausschussmitglieder werden auf Sitzungen der Konferenz der Vertragsstaaten in
geheimer Wahl aus einer Liste von Personen gewéhlt, die von den Vertragsstaaten aus dem Kreis
ithrer Staatsangehorigen benannt worden sind. Auf diesen Sitzungen, die beschlussfihig sind,
wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Kandidaten oder
Kandidatinnen als in den Ausschuss gewihlt, welche die hochste Stimmenzahl und die absolute
Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter beziehungsweise Vertreterinnen

der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.

(6) Die erste Wahl findet spitestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Ubereinkommens
statt. Spétestens vier Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretir der Vereinten Nationen
die Vertragsstaaten schriftlich auf, innerhalb von zwei Monaten ihre Benennungen einzureichen.
Der Generalsekretir fertigt sodann eine alphabetische Liste aller auf diese Weise benannten
Personen an, unter Angabe der Vertragsstaaten, die sie benannt haben, und libermittelt sie den

Vertragsstaaten.

(7) Die Ausschussmitglieder werden fiir vier Jahre gewéhlt. Thre einmalige Wiederwahl ist
zuldssig. Die Amtszeit von sechs der bei der ersten Wahl gewidhlten Mitglieder lauft jedoch nach
zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser sechs Mitglieder von

dem oder der Vorsitzenden der in Absatz 5 genannten Sitzung durch das Los bestimmit.

(8) Die Wahl der sechs zusétzlichen Ausschussmitglieder findet bei den ordentlichen Wahlen im

Einklang mit den einschldgigen Bestimmungen dieses Artikels statt.
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(9) Wenn ein Ausschussmitglied stirbt oder zuriicktritt oder erklirt, dass es aus anderen Griinden
seine Aufgaben nicht mehr wahrnehmen kann, ernennt der Vertragsstaat, der das Mitglied
benannt hat, fiir die verbleibende Amtszeit eine andere sachverstindige Person, die iiber die
Befahigungen verfiigt und die Voraussetzungen erfiillt, die in den einschldgigen Bestimmungen

dieses Artikels beschrieben sind.

(10) Der Ausschuss gibt sich eine Geschiftsordnung.

(11) Der Generalsekretir der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss das Personal und die
Einrichtungen zur Verfiigung, die dieser zur wirksamen Wahrnehmung seiner Aufgaben nach

diesem  Ubereinkommen  bendtigt, und  beruft seine  erste  Sitzung  ein.

(12) Die Mitglieder des nach diesem Ubereinkommen eingesetzten Ausschusses erhalten mit
Zustimmung der Generalversammlung der Vereinten Nationen Beziige aus Mitteln der Vereinten
Nationen zu den von der Generalversammlung unter Berilicksichtigung der Bedeutung der

Aufgaben des Ausschusses zu beschliefenden Bedingungen.

(13) Die Ausschussmitglieder haben Anspruch auf die Erleichterungen, Vorrechte und
Immunitéiten der Sachverstindigen im Auftrag der Vereinten Nationen, die in den einschlagigen
Abschnitten des Ubereinkommens iiber die Vorrechte und Immunitiiten der Vereinten Nationen

vorgesehen sind.

Artikel 35

Berichte der Vertragsstaaten

(1) Jeder Vertragsstaat legt dem Ausschuss iiber den Generalsekretdr der Vereinten Nationen
innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Ubereinkommens fiir den betreffenden
Vertragsstaat einen umfassenden Bericht {iber die MafBnahmen, die er zur Erfiillung seiner
Verpflichtungen aus dem Ubereinkommen getroffen hat, und iiber die dabei erzielten Fortschritte

Vor.
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(2) Danach legen die Vertragsstaaten mindestens alle vier Jahre und dariiber hinaus jeweils auf

Anforderung des Ausschusses Folgeberichte vor.

(3) Der Ausschuss beschliefit gegebenenfalls Leitlinien fiir den Inhalt der Berichte.

(4) Ein Vertragsstaat, der dem Ausschuss einen ersten umfassenden Bericht vorgelegt hat,
braucht in seinen Folgeberichten die friiher mitgeteilten Angaben nicht zu wiederholen. Die
Vertragsstaaten sind gebeten, ihre Berichte an den Ausschuss in einem offenen und transparenten

Verfahren zu erstellen und dabei Artikel 4 Absatz 3 gebiihrend zu beriicksichtigen.

(5) In den Berichten kann auf Faktoren und Schwierigkeiten hingewiesen werden, die das

AusmaB der Erfiillung der Verpflichtungen aus diesem Ubereinkommen beeinflussen.

Artikel 36

Priifung der Berichte

(1) Der Ausschuss priift jeden Bericht; er kann ihn mit den ihm geeignet erscheinenden
Vorschlagen und allgemeinen Empfehlungen versehen und leitet diese dem betreffenden
Vertragsstaat zu. Dieser kann dem Ausschuss hierauf jede Information iibermitteln, die er zu
geben wiinscht. Der Ausschuss kann die Vertragsstaaten um weitere Angaben tiiber die

Durchfiihrung dieses Ubereinkommens ersuchen.

(2) Liegt ein Vertragsstaat mit der Vorlage eines Berichts in erheblichem Riickstand, so kann der
Ausschuss dem betreffenden Vertragsstaat notifizieren, dass die Durchfiihrung dieses
Ubereinkommens im betreffenden Vertragsstaat auf der Grundlage der dem Ausschuss zur
Verfiigung stehenden zuverlédssigen Informationen gepriift werden muss, falls der Bericht nicht
innerhalb von drei Monaten nach dieser Notifikation vorgelegt wird. Der Ausschuss fordert den
betreffenden Vertragsstaat auf, bei dieser Priifung mitzuwirken. Falls der Vertragsstaat daraufhin

den Bericht vorlegt, findet Absatz 1 Anwendung.

(3) Der Generalsekretir der Vereinten Nationen stellt die Berichte allen Vertragsstaaten zur

Verfiigung.
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(4) Die Vertragsstaaten sorgen fiir eine weite Verbreitung ihrer Berichte im eigenen Land und

erleichtern den Zugang zu den Vorschldgen und allgemeinen Empfehlungen zu diesen Berichten.

(5) Der Ausschuss tibermittelt, wenn er dies fiir angebracht hélt, den Sonderorganisationen,
Fonds und Programmen der Vereinten Nationen und anderen zustindigen Stellen Berichte der
Vertragsstaaten, damit ein darin enthaltenes Ersuchen um fachliche Beratung oder Unterstiitzung
oder ein darin enthaltener Hinweis, dass ein diesbeziigliches Bediirfnis besteht, aufgegriffen
werden kann; etwaige Bemerkungen und Empfehlungen des Ausschusses zu diesen Ersuchen

oder Hinweisen werden beigefiigt.

Artikel 37

Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten und dem Ausschuss

(1) Jeder Vertragsstaat arbeitet mit dem Ausschuss zusammen und ist seinen Mitgliedern bei der

Erfiillung ihres Mandats behilflich.

(2) In seinen Beziehungen zu den Vertragsstaaten priift der Ausschuss gebithrend Moglichkeiten
zur Stirkung der einzelstaatlichen Fihigkeiten zur Durchfiihrung dieses Ubereinkommens,

einschlieBlich durch internationale Zusammenarbeit.

Artikel 38

Beziehungen des Ausschusses zu anderen Organen

Um die wirksame Durchfiihrung dieses Ubereinkommens und die internationale Zusammenarbeit

auf dem von dem Ubereinkommen erfassten Gebiet zu fordern,

a) haben die Sonderorganisationen und andere Organe der Vereinten Nationen das Recht, bei der
Erérterung der Durchfiihrung derjenigen Bestimmungen des Ubereinkommens, die in ihren
Aufgabenbereich fallen, vertreten zu sein. Der Ausschuss kann, wenn er dies fiir
angebracht hilt, Sonderorganisationen und andere zustdndige Stellen einladen, sachkundige

Stellungnahmen zur Durchfiihrung des Ubereinkommens auf Gebieten abzugeben, die in ihren
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jeweiligen Aufgabenbereich fallen. Der Ausschuss kann Sonderorganisationen und andere
Organe der Vereinten Nationen einladen, ihm Berichte {iber die Durchfithrung des

Ubereinkommens auf den Gebieten vorzulegen, die in ihren Titigkeitsbereich fallen;

b) konsultiert der Ausschuss bei der Wahrnehmung seines Mandats, soweit angebracht, andere
einschldgige Organe, die durch internationale Menschenrechtsvertrige geschaffen wurden, mit
dem Ziel, die Kohérenz ihrer jeweiligen Berichterstattungsleitlinien, Vorschldge und allgemeinen
Empfehlungen zu gewihrleisten sowie Doppelungen und Uberschneidungen bei der

Durchfiihrung ihrer Aufgaben zu vermeiden.

Artikel 39

Bericht des Ausschusses

Der Ausschuss berichtet der Generalversammlung und dem Wirtschafts- und Sozialrat alle zwei
Jahre tber seine Tatigkeit und kann aufgrund der Priifung der von den Vertragsstaaten
eingegangenen Berichte und Auskiinfte Vorschldge machen und allgemeine Empfehlungen
abgeben. Diese werden zusammen mit etwaigen Stellungnahmen der Vertragsstaaten in den

Ausschussbericht aufgenommen.

Artikel 40

Konferenz der Vertragsstaaten

(1) Die Vertragsstaaten treten regelméfig in einer Konferenz der Vertragsstaaten zusammen, um
jede Angelegenheit im Zusammenhang mit der Durchfiihrung dieses Ubereinkommens zu

behandeln.

(2) Die Konferenz der Vertragsstaaten wird vom Generalsekretir der Vereinten Nationen
spitestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Ubereinkommens einberufen. Die folgenden
Treffen werden vom Generalsekretdr alle zwei Jahre oder auf Beschluss der Konferenz der

Vertragsstaaten einberufen.
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Artikel 41

Depositar

Der Generalsekretir der Vereinten Nationen ist Depositar dieses Ubereinkommens.

Artikel 42

Unterzeichnung

Dieses Ubereinkommen liegt fiir alle Staaten und fiir Organisationen der regionalen Integration

ab dem 30. Mérz 2007 am Sitz der Vereinten Nationen in New York zur Unterzeichnung auf.

Artikel 43

Zustimmung, gebunden zu sein

Dieses Ubereinkommen bedarf der Ratifikation durch die Unterzeichnerstaaten und der
formlichen Bestétigung durch die unterzeichnenden Organisationen der regionalen Integration.
Es steht allen Staaten oder Organisationen der regionalen Integration, die das Ubereinkommen

nicht unterzeichnet haben, zum Beitritt offen.

Artikel 44

Organisationen der regionalen Integration

(1) Der Ausdruck "Organisation der regionalen Integration" bezeichnet eine von souverénen
Staaten einer bestimmten Region gebildete Organisation, der ihre Mitgliedstaaten die
Zustindigkeit fiir von diesem Ubereinkommen erfasste Angelegenheiten iibertragen haben. In
ihren Urkunden der formlichen Bestitigung oder Beitrittsurkunden erkléren diese Organisationen
den Umfang ihrer Zustindigkeiten in Bezug auf die durch dieses Ubereinkommen erfassten
Angelegenheiten. Danach teilen sie dem Depositar jede erhebliche Anderung des Umfangs ihrer

Zustandigkeiten mit.

(2) Bezugnahmen auf "Vertragsstaaten" in diesem Ubereinkommen finden auf solche

Organisationen im Rahmen ihrer Zustindigkeit Anwendung.
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(3) Fiir die Zwecke des Artikels 45 Absatz 1 und des Artikels 47 Absétze 2 und 3 wird eine von

einer Organisation der regionalen Integration hinterlegte Urkunde nicht mitgezahlt.

(4) Organisationen der regionalen Integration konnen in Angelegenheiten ihrer Zustindigkeit ihr
Stimmrecht in der Konferenz der Vertragsstaaten mit der Anzahl von Stimmen ausiiben, die der
Anzahl ithrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsparteien dieses
Ubereinkommens sind. Diese Organisationen iiben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn einer ihrer

Mitgliedstaaten sein Stimmrecht ausiibt, und umgekehrt.

Artikel 45
Inkrafttreten

(1) Dieses Ubereinkommen tritt am dreiBigsten Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten

Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

(2) Fiir jeden Staat und jede Organisation der regionalen Integration, der beziehungsweise die
dieses Ubereinkommen nach Hinterlegung der zwanzigsten entsprechenden Urkunde ratifiziert,
formlich bestitigt oder ihm beitritt, tritt das Ubereinkommen am dreiBigsten Tag nach

Hinterlegung der eigenen Urkunde in Kraft.

Artikel 46
Vorbehalte

(1) Vorbehalte, die mit Ziel und Zweck dieses Ubereinkommens unvereinbar sind, sind nicht

zuldssig.

(2) Vorbehalte konnen jederzeit zuriickgenommen werden.
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Artikel 47

Anderungen

(1) Jeder Vertragsstaat kann eine Anderung dieses Ubereinkommens vorschlagen und beim
Generalsekretir der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretdr i{ibermittelt jeden
Anderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm zu notifizieren, ob sie eine
Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Entscheidung {iber den Vorschlag befiirworten.
Befiirwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Ubermittlung wenigstens ein
Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretir die Konferenz
unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Anderung, die von einer Mehrheit
von zwei Dritteln der anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten beschlossen wird, wird
vom Generalsekretdr der Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Genehmigung und

danach allen Vertragsstaaten zur Annahme vorgelegt.

(2) Eine nach Absatz 1 beschlossene und genehmigte Anderung tritt am dreiBigsten Tag nach
dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei
Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung iiber die Anderung
erreicht. Danach tritt die Anderung fiir jeden Vertragsstaat am dreiBigsten Tag nach Hinterlegung
seiner eigenen Annahmeurkunde in Kraft. Eine Anderung ist nur fiir die Vertragsstaaten, die sie

angenommen haben, verbindlich.

(3) Wenn die Konferenz der Vertragsstaaten dies im Konsens beschlieft, tritt eine nach Absatz 1
beschlossene und genehmigte Anderung, die ausschlieBlich die Artikel 34, 38, 39 und 40 betrifft,
fiir alle Vertragsstaaten am dreifligsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Anzahl der
hinterlegten Annahmeurkunden zwei Drittel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der

Beschlussfassung iiber die Anderung erreicht.
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Artikel 48
Kiindigung

Ein Vertragsstaat kann dieses Ubereinkommen durch eine an den Generalsekretir der Vereinten
Nationen gerichtete schriftliche Notifikation kiindigen. Die Kiindigung wird ein Jahr nach

Eingang der Notifikation beim Generalsekretdr wirksam.

Artikel 49

Zugingliches Format

Der Wortlaut dieses Ubereinkommens wird in zuginglichen Formaten zur Verfiigung gestellt.

Artikel 50
Verbindliche Wortlaute

Der arabische, der chinesische, der englische, der franzosische, der russische und der spanische

Wortlaut dieses Ubereinkommens sind gleichermafen verbindlich.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, von ihren Regierungen hierzu gehorig befugten

Bevollméchtigten dieses Ubereinkommen unterschrieben.

= B Unterzeichner serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
\ r
\_sﬁ’\' g kN Datum/Zeit 2017-11-27T717:01:54+01:00

q -
o 3 % Informationen zur Prifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen

Prifinformation Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Informationen zur Prifung des Ausdrucks finden Sie unter:
BUNDESKANZLERAMT https://www.bka.gv.at/verifizierung
AMTSSIGNATUR Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

www.ris.bka.gv.at




		2017-11-27T17:01:54+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




